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Zum g 1 der Minifterlatverorbnung von 24. October 1860, Nr. 249 R ©. B. 
Die politischen Behörden find zur Beantwortung der Frage, ob zwichen ben 
Strellibellen vor Anflöſuung des Unterlhansverbandes dag Antecthansverhaltniß 
beſtandelt habe, nicht evimpetent. 

Die Schnloufſichtsbehrden find nicht berechtigekt, bad ſtaatliche Aufſichtsrecht fiber 
die Gemeinden unmftlelbar auszuüben. 
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Ueber das Eigenthum der Schulgebäude “). 


Die neueſte Regelung bed Schulweſens hat die Frage angeregt, 
wem die Schulgebäude eigenthümlich gehören Einerſeits war man 
der Anſicht, daß das Schulgebäude Eigenthum der Gemeinde fei, und 
daß die Gemeſude befihalb vermöge ihres Eigeuthumsrechtes nicht ver⸗ 
balten werden kömte, die Benlitzung des Schulgebäudes zu Schul⸗ 
zwecken unter der Leitung der neubeſtellten Aufſichtsorgane einzutäu⸗ 
men, und daß ſie vielmehr berechtigt fer, über das Schulgebäude als 
ihr Eigenthum zu verfügen. Auderſeits wnrde die Anſicht verthetbigt, 
daß das Schulgebäude Eigenthum der Gemeinde nicht ſei, daß es 
vielmehr der unter öffentlicher Aufſicht ſtehenden Schulanſtalt gehöre 
und daß hiernach die Gemeinde das Schulgebäude ſeiner Widmung 
nicht entziehen und die Benützung desſelben zu Schulzwecken nicht 
hindern dürfe. 

Dieſe einander eutgegenſtehenden Anſichten haben Colliſionen 
berbeigeführt. Mauche Gemeinde verweigerte die fernere Ertheilung 
des Unterrichtes in dem Schulgehände, manche verlangte ein Entgelt 
für die Ueberlaſſung des Schulgebäudes zur Uunterkichtzertheilung, 
manche wollte das Schulgebände für die Gemeinderenten verwerthen 
und dem Schulbezirke die Herſtellung eines neuen Schulgebäudes au⸗ 
heimſtellen. 

Die Anſichten über das Eigenthum der Schulgebäude waren 
auch vor dem Erſcheinen der neuen Schulgeſeßze verſchfeden. 


Als die k. k. böhmiſche Statthalterei die Verordnung erließ, 
daß alle Gemeinden ihr unbewegliches Eigenthum durch grundbücher⸗ 
liche Einlage ſicherſtelleu laſſen, wandten ſich die einzelnen Gemeinden 
an die Gerichte um Vornahme der Abſchäßung aller Gemeinderealitä⸗ 
ten. Bei der gerichtlichen Abſchähung wurde nicht überall ein gleicher 
Vorgang eingehalten. Zuweilen wurde bei der gerichtlichen Abſchäßung 


J DR vergl. die Auffäbe . Nr. 11 und 16, daun Notiz in Nr 17 dieſes 
Sahrganges der Jetiſchrift. 


der Gemefnberealitäten über Auſuchen der Gemeinde auch das Schul⸗ 
gebäude der Schätzung unterzogen, wahrend andere Schätzungscom⸗ 
miſſionen daß Schulgebäude als eine Gemeinderealität nicht auerkann⸗ 
ten und der Abſchäßung nicht unterzogen. Dies hatte zur Folge, daß 
manches Schulgebäude mit den Gememderealitäten die grundbücher⸗ 
liche Einlage erhielt. Nach dem Erſcheinen der neuen Schulgeſeſze 
machten die Gemeinden, wo die Schulgebäude grundbücherlich vorge⸗ 
ſchrieben waren, das Eigenthum nach dem Umfange des im allgem. 
bürgerlichen Geſetzbuche normirten Pripatrechtes geltend, und jene 
Gemeinden, wo die Schulgebäude noch nicht grundbjcherlich vorge⸗ 
ſchrieben waren, ſtrebten dahin, die bücherliche Einlage zu erlangen 
und dadurch das Eigenthum zu erwerben. Sie betrachteten die grund⸗ 
bücherliche Einverleibung als einen Rechtstitel für das Eigenthum. 


Wenn mau auf die frühere Schulbauconcurrenz reflectirt, jo ergibt 


ſſich, daß die Schulgebände nicht auf Koſten der Gemeiuderenten, 


jonberu auf Koſten des Palrons und der Eingeſchulten hergeſtellt 
worden find. Ste konnen daher als eine Gemeindetealität, als allei⸗ 
niges Eigenthum der Gemeinde nicht augefehen werden. Wenn Ges 
meinden Schulgebäude errichteten, wo die ehemaligen Obrigkeiten das 
Schulpatronat nicht hatten und wo daßſelbe dieſen Gemeiltden ſelbſt 
zuſtand, ſo wurde ebenmäßig da au jenem Verhältuiffe nichts geän⸗ 
dert; denn auch in folchen Fällen hatten die Gemeinden, welche zu⸗ 
gleich Schnlpatrone waren, geſetzlichen Coucurrenzqugten zu leiſten 
und, wenn ſie die Art der Leiſtung im gemefuſchaftlichen Einverſtänd⸗ 
niſſe der Mitglieder und der Repräſentanz zur Sublepixung der Con⸗ 
currenten abäuderten und die Coucurtenzqugten auf die Gemeinde⸗ 
reuten überkrugen, To war dies eine freiwillige Verzichtleiſtung auf 
die geſeßzlichen Concurrenzbeiträge, wodurch jedach die Elgenſchaft 
des Objectes nicht alterirt wurde. Anders geſtaltete fich das Verhält⸗ 
niß, wenn die Gemeinden ans ihren Renten ein Gemeindehaus herge⸗ 
ſtellt und dieſes miethweiſe zu Schulzwecken überlaſſen hätten. In 
dieſem Falle könute ihnen das Eigenthum des Gemeindehauſes nicht 
beſtritten werden. Nach der früheren Schulbauconcurrenz wurden 
Schulgebäude niemals ald Gemeindeetrgenthum, ſoudern ſteis als of⸗ 
feutliche Gebäude und Anſtalten angeſehen und wie gudere Gemeinde: 
auſtalten, Spitäler, Verſorgungshauſer u. dgl. von dem Gemeinde- 
vermögen abgeſondert für ſich verwaltet. Die erforderlichen Bauber⸗ 
ſtellungen wurden nach den Coueurrenzvorſchriften bewirkt und für ſich 
verrechnet. 

Die Aufhebung des Pakrimonialverhältniſſes, die Autonomie der 
Gemeinbeverwaltung, die Regelung des Schnlpatronats haben zwar 
die frühere Schulbaucoucurtenz geändert, aber an der Eigenschaft der 
Schulgebände haben fte nichts geändert. Die Schulen mit ihren Ge⸗ 
bäuden blieben fortan öffentliche Anftalten, welche mit ihrer Dotation, 
Stiftungen und Rechteu unter Aufſicht der dazu berufenen Organe 
vom Gemeiudevermögen abgeſondert fortan verwaltet wurden, 


Auch bei der im Jahre 1864 erfolgten Beſtellung der Orts⸗ 
ſchulausſchüſſe blieb das Eigenthum der Schulgebäude unangetaſtet. 
Die Orisſchulausſchüſſe hatten nur die Aufſicht üßer die Schule zu 
führen und für Alles Sorge zu tragen, ung das Gedefßen der Schule 


erhelſchte. Das Schulgebäude tft ihnen in das Eigenthum nicht über 
geben worden, und weun ſie für die Erhaltung der Schulgebäude zu 
ſorgen halten, fo war dieſe Obllegenheit derart geregelt, daß fie nicht 
ſelöſtſtändig, ſondern ſteis durch die Gemeindevertretnng den Koſten⸗ 
aufwand aufzubringen hatten. In diefer Hatch hat der Landesaus⸗ 
ſchuß des Königreiches Böhmen die Orteſchulausſchüſſe und Gemein⸗ 
den mittelſt eines Cireularerlaſſeß im Wege der Bezirksvertretungen 
belehren laſſen, daß die individuelle Vertheilung der Beitragsquote, 
ſowie die Einhebung derſelben nicht dem Ortsſchulausſchuſſe, fondern 
der Gemeinde zuſtehe. Dieſe Beiträge wurden auch nach der Steuer⸗ 
quote auf die Schulbauconenrrenten vertheilt. 

Auch dat Geſetz vom 8. Februar 1869 Nr. 26 L. G. B. für 
Böhmen weiſet dem Orteſchulrathe im § 8, Abſag 3 nur die Beauf⸗ 
ſichfigung des Schulgebäudes, und Abſatz 6 das Verfaſſen der jahr⸗ 
lichen Voranſchläge für Schulerforderniſſe zu und berührt das Eigen⸗ 
hum des Schulgebäudes nicht. Das Geſeß vom 19. Februar 1870, 
Nr. 22 L. G. B. für Böhmen normirt nur die Errichtung neuer 
Schulen, und berührt das Eigenthum der bereits beſtehenden Schul⸗ 
gebäude nicht. 

Daraus ergibt ſich, daß zwiſchen dem Eigenthume der Schul⸗ 
gebäude und der Leitung des Schulweſens unterſchieden wird. Die 
Leilnng des Schulweſens ſteht der Staatsverwaltung zu, und wenn fie 
von Zeit zu Zeit dieſe Leitung normirt, jo entzieht doch dieſe Normi⸗ 
rung das Eigenthum der Schulgebäude nicht. Wie die Leitung des 
Schulweſens das Eigeuthum der Schulgebäude nicht berührt, ebenſo 
kann die Gemeinde das nach der geſetzlicheu Concurrenz bergeſtellte 
Schulgebäude dem Schulzwecke nicht entziehen und als Gemeinde- 
realität ſich nicht aneignen. 

Welche Controverſen über das Eigenthum der Schulgebäude 
beſtehen, zeigen auch die Aufſätze in Nr. 11 und 16 diefes Jahrgauges 
der Zeifſchrift über die Frage: „Wle können die Schulgemeinden in 
den bücherlichen Beſitz der Schulgebäude gelaugen?“ Das ſteiermär⸗ 
kiſche Landesgeſetz vom 17. Auguſt 1864, § 12, enthält die Beſtim⸗ 
mung, daß bad Eigenthum der Schulgebäude überall, wo nicht das 
Eigenthumtzrecht eines Andern nachgewieſen wird, auf die Schule 
gemeinde übergeht. Diefe Beſtimmung kann wohl nicht dahin gedeutet 
werden, daß ſie das Eigenthum des Schulgebäudes Jemandem zuer⸗ 
kenne, weil adminiſtrative Vorkehrungen das Privatrecht weder behe⸗ 
ben noch ertheilen können. Dieſe Beſtimmung gründet ſich auf die 
Entſtehung der Schulgebäude und beſtätigt den angeführten Sach⸗ 
verhalt; denn in allen Fallen, wo das Eigenthumsrecht eines Andern, 
nicht nachgeſieſen iſt, gehört daß Schulgebäude nur der Schul⸗ 
gemeinde, indem angenommen werden muß, daß [le es nach den Gone 
curtenzvorſchriften hergeſtellt hat. 

Die Schulgebäude find zu Schulzwecken gewidmet, und biefer 
Widmung können fie ohne Zufimmung der über öffentliche Anſtalten 
beftellten Verwoltungs⸗ und Aufſichtsorgane nicht entzogen werden. 
Ob die Schulgebäude eine grundbücherliche Einlage haben oder nicht, 
iſt fur daß Eigenthum nicht maßgebend, weil die grundbücherliche 
Einverleibung kein beſſeres Eigenthumsrecht gewährk, fondern nach 
§ 431 a. b. G. B. bloß zur Uebertragung des Eigenthumes unbeweg⸗ 
licher Sachen vorgeſchrieben iſt. Zur Leitung des Schulweſens iſt ſie 
auch uſcht erforderlich. 155 g b 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum $ 1 der Miniſterialverordnung vom 24. October 
1“0n, Nr. 249 N. G. B. Die politiſchen Behörden ſind zur 
Beantwortung der Frage, ob zwiſchen den Streittheilen vor Auf⸗ 
löfung des Unterthans verbandes das Unterthansverhältniß be⸗ 

ſtanden habe, uicht competent. 


Ju der Rechtsſache des Andreas H. wider den Gutseigenthümer 
Johaun J. und wider die Dorfinſaſſen Conſtantin P. und Maftl L. 
wegen Rückſtellung der dem Kläger angeblich entzogenen Grundwirth⸗ 
ſchaft sub Nr. 133 in J. und Rechnungslegung über die daraus be» 
zogenen Nutzungen, hat das k. k. O. L. G. in Lemberg aus Anlaß 
der ihm über Appellation des erſtbelaugten Johann F. gegen das 
Urtheil des Czernowitzer k. k Landesgerichtes vorgelegten Acten, die 
Competenz der Gerichte zur Entſcheidung diefer Angelegenheit in 
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Jweifel gezogen und mit Innehaltung der meritoriſchen Entſcheidung 
derſelben, in Folge Beſchluffes vom 28. April 1868, Z. 11.216, an 
die k. k. Landesregierung in Czernowitz das Anſuchen geſtellt, ſich 
darüber auszuſprechen, ob zwiſchen dem Kläger Andreas H. und dem 
erſtbelangten Johann J. vor Auflöſung des Unterthansverbandes ein 
Unterthansverhältniß beſtauden und ob Kläger die eingeklagte Grund⸗ 
wirthſchaft Nr. 133 in J. bis zun Jahre 1848 in der Eigenſchaft 
als herrſchaftlicher Unterthan beſeſſen habe? 

Ueber dieſe Anfrage hal nun aber dle Landesbehörde in Czerno⸗ 
witz die Beantwortung abgelehut In Folge deſſen hat das k k. O. L. G. 
biefen, der meritoriſchen Erledigung des oberwähuten Rechtsſtrettes 
entgegenſtehenden Anſtand dem k k. oberſten Gerichtshofe zur geeig⸗ 
neten Verfügung, damit der Czerlowitzer Landesregierung wegen Bes 
antwortung dieſer Frage eine Weiſung ertheilt werde, angezeigt. 

Auf diesfalls an das k. k. Miniſterium des Innern gerichtete 
Zuſchrift gab dasſelbe mit Note vom 2. Juni 1869, 8. 10.606, zur 
Antwort, daß es ſich nicht veranlaßt gefunden habe, der Bukowinger 
f. k. Landesregierung wegen der Beantwortung der oberwähnten Frage⸗ 
punkte eine Weiſung zu ertheklen, indem es die Anſchauung derſelben, 
daß ſie zur Beantwortung der geſtellten Anfragen nicht competent ſel, 
theile: Deun durch die Min. Bdg. vom 24 Det. 1860, Nr. 249, 
wurde die bisherige Wirkſomkeit der politiſcher Behörden in den, aus 
dem beſtandenen Unterthansverbande herrührenden Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den geweſenen Herrſchaften und ihren ehemaligen Unterthanen 
grundsätzlich aufgehoben und nach § 6 ad e Diefer Verordnung nur 
die in der Verordnung vom 28. Juli 1856, R. G. B. Nr. 141, 
§ 1, Abs. 1, 2, 3, bezeichneten Angelegenheiten noch der politiſchen 
Competenz vorbehalten. 

Unter diefen leßteren find aber dle Grundſtreitigkelten und die 
hiebei regelm., auftauchenden Fragen: ob durch die Ueberlafſung 
befttnumter Gründe ein Unterthanenverhältniß geſchaffeu, oder ein be⸗ 
beſtehendetz erweitert oder befeſtiget worden ſſt, ob die Gründe daher 
als Dotationsgründe anzuſehen feren, und ob ſonach die Grundſtreitig⸗ 
leiten aus dem Unterkhansverbande herrühren, nicht begriffen; im Gegen⸗ 
theile geht daraus, daß im $ 6 ce der Bog, vom 24. Oct. 1860 
nur die im $ 1 in den Abſätzen 1, 2, der Min-⸗Bdg vom 28, Juli 1866 
bezeichneten Angelegeuheiten und nicht auch die in demſelben Paragraphe, 
Abf. 4, bezeichneten Grundentzlehungsſtre n der Amtswirkſamkelt 
der politiſchen en vorbehalten worden find, ausdrücklich hervor, 
daß letztere dieſer Amtswirkſamfeit ganz entrückt wurden, und es er⸗ 
ſcheiuen daher in derlei Streitigkeiten Überhaupt und ohne Unterſchſed 
des Titels, aus welchem die Juruückſtellung der Grundſtücke von der 
einen Seite angeſprochen wird, die polktiſchen Behörden zu einer Ente 
ſcheidung nicht berufen. 

Wale der Beſtimmung des § 1 der Min.⸗Vog. vom 24. Det, 
1860 die Auslegung gegeben werden, daß die politiſche Competenz 
bei Gruudſtreitigketten zwiſchen Herrſchaften und ehemaligen Unter: 
thanen noch kufoweit forſdauere als es ſich um die Borfrage handelt, 
ob durch Ueberlafſung beſtimmter Grundſtücke ein Unterthansverhältuiß 
begründet, befeſtigt oder erweitert wurde und ob überhaupt die be⸗ 
treffenden Gründe als Dotationsgründe anzuſehen find: ſo würde eine 
ſolche Auslegung nicht allein in dem Wortlante der genannten Min. 
Vdg. keinen Stützpunkt finden, ſondern auch dem Zwecke det Geſetzes 
zweifellos widerſtretten. 

Denn faſt bei ſämmtlichen derartigen Grundſtreitigkeiten wird 
der Anſpruch der einen Partei auf die Behauptung geſtüßt, daß die 
bezüglichen Grundſtücke bleibend als Unterthans⸗ reſpective als Dota⸗ 
tationsgründe vergeben worden find. Bei Annahme der vorerwähnten 
Auslegung würde daher bel faſt ſämmtlichen Grundſtreitigkeiten eine 
depp Competenz, und zwar jene der politiſchen und jene der Ge⸗ 
richtsbehörden aufrecht erhalten, ſa die Competenz der Gerichte würde 
— da fie dann die Entſcheidung der poltiiſchen Behörden über die 
erwähnte Frage als maßgebend anſehen müßten, auf die bloße Mit⸗ 
theilung, beztehungsweiſe Durchführung der politiſchen Erkenntniſſe be⸗ 
ſchränkt, die mit dem klaren Zwecke der genannten Min.⸗Vdg. ſich kaum 
vereinbaren ließe. 

Aber auch die Grundentlaſtungsbehörden erſcheinen im vor⸗ 
liegenden Falle zur Eutſcheidung über die angeregte Frage nicht bes 
rufen, denn eine Competenz derſelben tritt in Gemäßheit der Min. 
Bog. vom 24. October 1860, § 6 ad a nur bei Streitigkeiten ein, 
die mit dem Geſchafte der Grundenklaſtung zuſammeuhängen. 

Im Falle der vorliegenden Frage ha aber weder eine Amte 
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handlung der Grnndentlaſtung über beſtimmte, von den bezöglichen 
Grundstücken entrichtete Leistungen ſtattgefunden, noch könnte fie der⸗ 
zeit, wenn ſolche Leiſtungen augemeldet würden, vorgenommen werden, 
weil der Kläger ſelbſt geſtebt, daß er ſich bereits ſeit dem Jahre 1853 
außer Beſitz dieſer Grundstücke befindet, und die Amtswirkſamkeit der 
Grundentlaſtungsorgane ſelbſt bei unterkhäuigen Leiſtungen, im Sinne 
der 58 41, 42 und 71 des Patentes vom 23. October 1853 uur 
auf jene Leiſtungen beſchränkt iſt, die von Grunden entrichtet werden, 
die ſich im Beſitze der Unterthanen befinden, Klagen wegen Grund⸗ 
entziehungen, oder der Schmälerung des Grundbeſitzes aber unbedingt 
auf den Rechtäweg zu welſen ſind. 

Der kk oberſte Gerichtshof hat, die in dieſer Zuſchrift entwickelte 
Anſicht theilend, unterm 28. Dec. 1870, 3. 12.059, die vorgelegten 
Proceßaeten dem O. L. G. mit dem Auftrage zurückgeſtellt, nunmehr 
über Appellation des erſtbelangten Johann J. die Eutſcheidung in 
zweiter Inſtauz lediglich auf Grund dieſer Acten, ohne Rückſichtsnahme 
anf die von der Ezernowitzer k. k Landesregierung erbetenen Aus⸗ 
fünfte zu erfüllen und das weitere Amt zu handeln. (Ger.⸗H.) 


Die Schulaufſichtsbehörden find nicht i das ſtaatliche 
Aufſichtorecht über die Gemeinden unmittelbar auszıniben. 

Zwei Fälle gaben der Statthalterei für Böhmen Veranlaffung 
zu der Ayfrage, ob die k. k. Bezirksſchulräthe befugt find, das ſtaat⸗ 
liche Aufſichtsrecht über die Gemeinden im Sinue der Gemeindeord⸗ 
nung und zwar tnabeſonders im Grunde der 88 102 und 105 der⸗ 
ſelben unmittelbar auszuüben '). 

In dem einen Falle hatte ein Gemeindegusſchuß zuwider ber 
Beſtimmung des $ 46 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 19. Februar 
1870, Ne. 22 L. G. Bl. (Schnlaufſichtsgeſez) befchloſſen, das Schul⸗ 
geld anftatt für die Bezirksſchuleaſſe in die Gemetnbecaffe einzuheben, 
afür aber auch den Gehalt des Lehrers aus dieſer letzteren Caſſe zu 
berichten. Der Bezirköſchulrath hatte dieſen geſehwidrigen Gemeinde⸗ 
beſchluß der Bezirkahauptmannſchaft zur Amiföhandlung nach § 102 
G. O. bekannt gegeben. Die Bezirkshauptmannſchaft ſiſtirte den Ge⸗ 
moindebeſchluß und legte den dagegen eingebrachten Recurs der Statt⸗ 
halterei vor. 

Im zweiten Falle hatte ein Bezirksſchulrath einem Burgermeiſter 
eine Ordnungsſtrafe von 10 fl. wegen Säumniſſes in der Einhebung 
des Schulgeldes und der Schulbezirksumlage auferlegt. Im Recurſe 
dagegen hatte der Bürgermeiſter unter anderm geltend gemacht, daß 
der Bezirksſchukrath zur Handhabung einer Dieciplimargemalt gegen 
Gemeindevorſteher im Grunde des $ 105 G. O. gar uicht berechtigt 
ſei. Dieſer Recurs wurde vom Bezirksſchulrathe dem Landesſchulrathe 
vorgelegt und von dieſem an die Statthalterei zur Eröffnung der 
Wohlmeinung übermittelt, ob der Bezirlsſchulrah zur Handhabung 
des § 105 1. der übrigen ähnlichen Beſtimmungen der Gemeinde⸗ 
ordnung bei Schulangelegenheiten competent fei. 

Die Statthalterei ſprach ſich dahin aus, daß die Bezirkoſchul⸗ 
räthe befugt ſein dürften, in Schulangelegenheiten das ſtaatliche Auf⸗ 
ſichtsrecht über die Gemeinden im Sinne der Gemeindeordnung un⸗ 
mittelbar auszuüben, und daß der weitere Inſtanzenzug diezfalls an 
den Landesſchulrath und dann an das Miniſterium für Cultus und 
Unterricht ginge. Als Gründe für dieſe Anſicht führte die Statthalteret 
an: daß der Bezirksſchulrath berechtigt ſei (oH 29 und 61 G. O.“), 
den Gemeinden behuſ Mitwirkung in Schulangelegenhelten die Art 
und Weiſe der Geſchäftsbeſorgung unmittelbar — ohne Ingerenz ber 
politiſchen Behorden — vorzuzeichuen; daß die Bezirksſchulräthe tu 
Schulſachen in den Wirkungskreis der polttiſchen Behörden getreten 
ſeien, u. daß an deren Spitze auch der Bezirkshauptmann ſtehe; daß 
dem Bezirksſchulrath die Executivgewalt zukomme und daß endlich 
die dem Wortlaute der 59 102, 105 G. O. „entſprechende Einfchrän⸗ 
fung“ der Befugniſſe der Bezirksſchulräthe deren Amtewirkfamkeit 
offenbar hemmen und dem Geiſte der Schulgeſetze nicht entsprechen 
würde. Die Statthalterei führte auch an, daß der bohmiſche Landes⸗ 


2 ter hemden eme kung ven ! 
Kt Aefrüdstruechb denten Mt, a4 © 


105 pit von der Kufſicht ins Abe cer wi 
Alt berechtigt, Ghemeinbewerftcher ; 
kungstreiſes verleßeu, mit Ordnungesſtrafen 


äber 
1 20 fl zu belegen“. 
1 ) Die 88 29 und GL banden von der Verpflichtung zur Beforguug des 
übertragenen Wirkungskteiſez (Art. VI des Geſeges vom 5. März 1862). 


ſchulrath factiſch eine im Grunde des § 102 G. O. von einem Be⸗ 
zirkshauptmanne verfügte Stiſtirung eines Beſchluſſes einer Gemeinde⸗ 
vertretung im Recurswege beſtätigt habe und ferner auch in einem 
Falle directe mit der Vollzugsunterſagung von eine Schulangelegen⸗ 
heit betreffenden Gemeindebeſchlüſſen vorgegangen ſei, und daß in 
letzterem Falle die Verfögung auch vom Mintftertum für Cultus und 
Unterricht beſtätigt worden ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 14. April 
1871, 3. 3580 im Einvernehmen mit dem Minifterium für Cultus 
und Unterricht ausgeſprochen: „daß mit Rückſicht auf den beſtimmſen 
Wortlaut der 68 102 — 106 der G. O. zur unmiftelbaren Handha⸗ 
bung des Anfſichterechtes der Staatsverwalkung gegenüber den Ger 
meinden im Sinne der voreitirten Paragraphe nur die politiſchen Bes 
hörden, nicht aber auch die im Laudesgeſetze vom 8. Februar 1869, 
Nr. 26 bezeichneten Schulaufſichtsbehörden als competent angeſehen 
werden köunen“. 

Das Miniſterium des Innern ließ ſich bei dieſer Entſcheidung 
von folgenden Motiven leiten: 

Gemäß 8 102 der böhmtſchen Gemeindeordnung wird das 
Aufſichtsrecht der Staatsverwaltung den Gemeinden gegenüber zunächſt 
von der polttiſchen Bezirksbehörde geübt. Dieſe hat geſetzwidrige Ber 
ſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes zu ftftiven ($ 102), über Beſchwerden 
gegen geſetzliche Verfügungen des Gemeindevorſtandes zu eniſchelden 
(§ 103) und das WDiseiplinarrecht gegen Gemeindevorſteher in Ange⸗ 
legenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes auszuüben ($ 105). 

Der weitere Juſtanzenzug geht an die Statthalterei und das 

Stantöminiftecium, beziehungsweiſe Miniſterinm des Innern, das ges 
mäß Art. VI des Elnführungsgeſetzes vom 16. April 1864, Nr. 7 
L. G. u. V. Bl. zur Durchführung der Gemeindeordnung allein beru⸗ 
en iſt. 
! Allerdings iſt nach den $$ 23 und 36 des böhmiſchen Landes: 
geſotzez vom 8. Februar 1869, Nr. 26 L. G. B., der Wirkungskreis 
der politiſchen Bezirksbehörde und der früheren Schuldiſtrietsaufſeher 
in Bezug auf Schule an den Bezirks⸗Schulrath, und der Wirkungs⸗ 
kreis der politiſchen Landesſielle in der gleichen Richtung auf den 
Landesſchulrath übergegangen. Allein hieraus kann nicht gefolgert wer⸗ 
den, daß der Bezirks⸗Schülrath „polittſche Bezirksbehörde“ im Sinne 
der $$ 102— 105 der G. O. und zur unmittelbaren Handhabung des 
Aufſichtsrechtes der Staatsverwaltung gegenüber den „Gemeinden“ 
berufen ſei. 

Wenn ſich auf die $$ 29 und 61 der Gemeindeordnung und 
weiter darauf berufen wird, daß der Bezirls⸗Schulrath die Mihwirkuni 
der Gemeinden ohne Ingerenz der politiſchen Behörden in Aaſpeuch 
nehmen könne, und daß demſelben gemäß § 23, Abf. 6 des Schul⸗ 
aufſichtsgeſetzes die Execution zukomme, jo läßt ſich auch daraus die 
Gompetenz der Schnlaufſichtsbehörden zur Handhabung der $$ 102 
bis 105 der G. S. nicht folgern, und es muß darauf hingewieſen, 
werden, daß ja auch die Juſtiz⸗, Finanz⸗ und Militärbehörden auf 
die Beſtimmungen der $$ 29 und 61 G. O. ſich berufen köunen, 
und daß auch dieſen Behörden in ihrem Wirkungskreiſe die Executive 
zukomme, daß dieſelben aber nicht oompetent ind, ſelbſt in Angelegen⸗ 
heiten ihres Wirkungskreiſes die Beſtimmungen der 98 102— 106 
incl. unmittelbar zu handhaben. 

Es kann z. B. eine Gerichtsbehörde innerhalb ihres Wirkungs⸗ 
kreiſes und mit den ihr geſetzlich eingeräumten Mitteln auch gegen 
eine Gemeindevertretung unmittelbar einschreiten, allein dieſelbe iſt 
nicht competent, die 9 102—106 G. O. unmittelbar in Anwendung 
zu bringen, und z. B einen Gemeindebeſchluß, durch welchen über 
einen in den Wirkungskreis der Gerichte fallenden Gegenſtaud incom⸗ 
petent entſchteden wird, ſelbſt zu ſiſtiren; ſie müßte vielmehr diesfalls 
die Ingerenz der politiſchen Behorden in Anſpruch nehmen. Em. 


Verordnungen. 


Erlaß des Stalthalters von Steiermark vom 11. April 1871, 3. 4215, einige 
Geſichtspunlte bei der Berechnung der Wehrfähigen betreffen. 

Alle Momente, die auf die Berechnung der Mebrfähigen einen Einfluß üben, 
mmſſen in fteter Euldenz gehalten, ſomit zur Zelt Ihres Hervortrelens in dieſelbe ein. 
geſtellt werden, da nachträgliche Zuſaminenſteunngen und Auffuchungen in umfang 
reichen Regiſtraturen keine Gewähr vollkommener Verlaßlichteit darbleten. 


72 


Die inftructionsmähigen Bebelfe zur Samulung dieſer Momente beſtehem in: 

1 deu Steſfnngsliſteu der leßteu drei regelmäptgen Hauplſtellungen § 80 
. 8, lit, a. Fuſt,ſommt ſtatiſtſchen Auswelſen; 

2. der vollſtändigen Sammlung und jah rgaugwelſen Auelnauderreihung der 
Stellungsliſten aller feit ter leßten Haupfſteſlung vollzogenen Nachſteſlungen ($ 71 
und 80 Saft); 

3. dem Vorneerke fiber Abweſende ($ 97), 


4. „ * „ Gumabungen ($ 95 Snft); 
r ucſinde een 
6. „ „ Erſätze 0 


Mit Rückficht hierauf finde ich nun den politiſchen Erganzungsbehörden nad)» 
ſtehende Erinnerungen zu machen; 

a 1. Ja die Hauplſtetlungsliſte ſind außer den bei der rezeimäplgen Stel. 
jung vorgenommenen Amlsgeſchaften auch alle im ordnungsmäßtgen Juſtauzenzuge, 
welcher während der regelmäßigen Stellung ergriffen wurde, erzlelten Refultate m 
ständlich einzutragen, weil dafür keine beſonderen Normerke angeordnet find, und 
ſäunmtliche Gerdhäfte der regelmäßigen Stellung nur dann als beendet augeſehen wer» 
den können, weun dagegen kein Faſtanzenzug mehr offen ſteht. 

Hieraug, ſowie and der Terkirung des $ 30, Abfar 8, lit. b. Saft. folgt, daß 
bei der Ermittlung der Wehrfühlgen alle Srellnugspflichtigen, die von der Stellunge⸗ 
commiſſton mif wrer Befreiung abgewiesen und als tauglich afßeutirt, un ordentlich en 
Inſlanzenzuge aber ihre Befreiung durchgesetzt haben, uu bie Zabl der „Dei ber 
regelwäßigen Stellung Befreien“, nicht aber in jene ber hiehel für Dienfte 
tauglich Erkannten einzurechnen find, Noch weniger hinfen fie in beiden Kategorien 
zugleich gezäßtt werden. Für die zur nebexprüfung Vorgeſteſlten iſt in Anfehung ter 
Tauglichtelt der Befund der Ueberprüfungseommiſſion maßgebend. 

Hingegen können die in Folge einer uach Ablauf der regelmäßige 
erhobenen Neclamatlon Entlaſſenen ſelbſt im Falle ihrer Erſatzuormerkung nicht in. 
dle Kategorie der Befteiten, fonbeun müſſen in jene der Eingereihten gerechnet werden, 
well biefe Ouaflfieirung eben während. der regelmäßfgen Stellung, die der $ 30 
Inſtr. fortwährend Im Auge halt, rechtskräftig erfolgte. 

Iſt unn die regelmäßige Steſſung Beeuket, ſo wird ohnehin die Efutragung 
ihrer Ergebniſſe iu den ſtatiſtiſchen Ausweis Mufter XIII vorgenommen, und biejer 
entfft nun alle Moniente aus der Periode der kegelmäßlgen Steſlung, welche zur 
Berechnung ter Wehrfähſgen wotßwenbig find. 

ad 2 und 3. Wie das Vornierkhuch über Abweſende nach Stellungsbeztrken 
und Jahrgängen zu Führen ift, fo wird es auch zwechmäßßig fein, die Machſtelluuge⸗ 
listen nach den ganz gleichen Uuterkheflungen zu ſammela, wobei als Fahrgang nicht 
bie ein Alterbelaſſe, ſondern das 
cloſſen anzufehen ift 

Bis dahin, wo im Siune des $ 96 der Juſtruetlont erſt die definitive Gin 
tagung ber Abweſenden nach den unabänderlfch ſeſtgefehten Alſchlußnumnmern in das 
blelbend angelegte Vormerkbuch Mnfter Nr. X Verfolgen kaum, wird fich die Führung 
eineb abgeſonderten proviſorſſchen Bormerkes der Bei der letzten Haupfſtelung Aucge⸗ 
bliebenen empfehlen. 

Dieſe beiben Vehelfe ergänzen uu bie Stellungsliſteu jener Jahrgänge, um 
die es ſich bel der Berechnung handelt, ganz vollſtchdig, und wenn die bis zur fcpte 
vorausgegangenen Gonkingentgabrechnung erzielten Ergebntſſe der Nach ftelfungen je. 
ner Jahrgänge, auf die es bei der Ermittlung der Webrfühigen aukommt, aus dieſem 
Vormerke, 8 97 Inſtr, und den zugeborigen Nochſtelſungslikten, zu den Ergebuiffen 
der fatiftiichen Anstweife derselben Jahrgänge zugegähtt, die nach § 97, P. 2, lit. h. 
und e. vollzogenen Löschungen aber vou den elannuffinmmen der Borzuführen den, 
Rubrik 20 des ſtaliſtiſchen Ausweiſes, In Aßfall gebracht werden, io iſt ein weiler er 
Irrthum in der Berechnnug der Wehrfühtgen nicht niehr denkbar. — 

ad 4, 5 und 6. Allerdings nm es vorausgeſetzt werden, daß auch die Vor⸗ 
merkungen über Guthabungen, Erſäße und Rückſtände ſtels in laufender Evidenz 
gehalten wurden. 

Das erſſe unifaßt die eventuellen Gnfhabungen, welche durch Nachſtel. 
gen, Stellung von Freiwilligen, einjährig Frenwilligen, Gadeten und Schüler der 
Bildungdanftalten anerwachſen find, und worüber die politiſche Ergänzungö behörde 
im Sinne der 98 111, 116, 119, 134 der Juſtruction feld von Fall zu Fall durch 
das betreffende Ergänzungsbezirkscommando in Kenntnlß zu kommen hat. Wie bei 
der Coniingentsauzechnung ſolcher Guthabungen vorzugehen fet, beſtiuunt der $ 33 
Inſtr. ausffihrlich, und ed kann Babel rirrfjichtlich berfenigen Guthabungeu, die nicht 
aus Nochſtelkungen bervorgehen, nur noch die Frage eutſtehen, bei welchem Fahr. 
gange fie in die Ziffer der „Tanglichen“ zu zählen jeten 

In dieser Beziehung mu auf bie Zertieumg bes g 80, Abf. 3, Ul, d. gewieſen 
unnd daraus nefofgert werden, daß fie in die Ziffer der Tauglichen jenes Stellung + 
jahrganges einzubeziehen kommen, in welchem ſie thatſächlich eingererht wurden. Die 
Wichtigkeit einer genauen Führung diefes Vormerkes springt jomıt von jelbft iu 
die Augen. 


bungejaßr mit den dahin gehörigen Mitorse 


1 Könnten ust Donatslolin per 21 fl. 70 ku. fiei 


In gleicher Welſe muß ich die ununterbrochene Evidenz ber Bormerfe über 
Rücſtände und Exfüpe deingend eupfehten, und werde gelegentlich in dieselben Ein. 
ſicht nehmen. : 0 


Perſoualien. 


Seine Maſeftät haben zu Sherfitangrälfen im Gremium der galtziſchen 
Zinanzlandesdirertion die doullänbigen Finanzräthe und Finanzbegieksbivectoren. 
Ignaz Seydler, Seovold Hayliug v Degenfeld und Vincenz Rocczat Ritter 
don We cha leweh ernannt, 

Seine Diajeitit haben dem Primararzte an der Krankenanſtalt „Rudolf 
Stiftung" in Wien Or, Albert Maſetig den Orden der eiſernen Krone II. El. tax 
fret verllehen. 

Seine Mujeftst haben dem dalmattulſchen Beztetöhanptnare J. l, Nikololtd 
von Neudich den Titel und Charakter eines Stanſhaltereſcathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben den Sertioneräthen in Meinifterium für Cultus und 
Uuterrlcht Dr. Cal von Indenmaner und Joſeph Krumbaar den Titel und 
Gbarakter don Miuftertalzttben, und dem Dinifieziatfeeretäe un dieſem Miniftertun 
Johann Freiherrn von Päumonn den Titel und Rang eines Sccliousrafhes, 
seitlich karfrei, verliehen. 

Seine Dapeftät haben dem Flush wachoberguffeher Hernaun Döbler das 

een kenn veuliehen, 
Seine Mojeſtät haben den 7 und k. Generaleonful in Palermo Dr, Leopold 
Walcher v. Moltherm zum Gonmnerzenkanflelbtreetor bei der k, und J. Wotſchaft 
in Vario ernannt . 

Seine Majeftit haben dem Virgermeifter in Un Del Malfatti as 
Ritter des eisernen Krounibens IM. Cl, ben Nitterftaud mit dem Prädlente „Monte 
Tretio“ verliehen, 

Seine Mojejtät haben den a der vtiv. Kaſſerin Eliſoleth. 


Üilberue 


Bahn Gar! Barychar unter gleichzeitiger tarfreier Verleihung den Titels und Chr» 
rakters eines diegierungsratheg en Vorſkande der Velnebeabihelanng der General 
infpection der ofterreichifchen ſſenbahnen ernonul. 
Der Minifter für Cultug und Unterrſcht hat den Pusfeſſor Dr, Hermann 
Blod ig zum außerorpentltchen Mitgliede der ftatiftiihen Sentrafcommiiffion ernannl. 
Der Finangneinifter Hal zum Flnanzrathe und Sınangbegiefebirector bei der 


ſteiriſchen dauzlandesdireckion deu mit dem Titel und Charakter inauzrathet 
bekleideten Finouzſecrefär der gedachten Smanglanbesbirechon Ludwig Poe, 
ernannt. 


Erledigungen. 


= mm 
Prümararztensſtelle in der Laudesirteuanfkalt zu Wien mit 1400 fl Sabres 
gehalt, Maturalqugrſjer und Decennalzulagen, bis 10. Juni, (Aintobl. Nr. 109.) 
Sinangeoneipiftenftelle bel der mpäßrſſchen Binanzlanbesdtrection mit 700 fl. 
„ big 20. Dial, (Amtebl. Mr. 109.) 


hörde des Kitſteulandeg, und 
e Statthaltereiconcipiftenfielle (eventuell Beziukscenmiſaroſteſte) wit 800 fl. 
Jahresgehalt uud dem Gendnalperkhcknngsrechte in die 1000 fl. und 1200 fl. eine 
Eonceptsadynncteuftelle mit 500 fl. Jaßresgehalt und eine Gonceptdadjunckenſtelfe mit 
400 fl. fährkich, big 20. Mai. (Amtsbl. Rr. 109.) 

Scheſdungehulmannoſteſle bel der Berg. 


b Hüttenverwallung zu Raibt in 
Wohnung uud Brennholzdepntat, 


Dis 15. Mal. (Amtebl, Nr, 109.) 

Banzeſchnerſtelle bei der k 1. Arſeuals⸗Baudirection zu Pola mir 2 fl. 50 kr. 
Dinrnum, bis 15 Mat, 0 Nr. 110.) 

Armenangtengftelle in Wien, Morſahilf, VI. Bezirk mit 300 fl. Jahres. 
nenumergllon uud Onttngnemalzulagen, bis 16. Mat. (Amel. Nr. 111.) 

Berghaupfmannſtetle nı Elbogen it 1680 fl. Jahresgehall, Nalnralwoh 
nung, big Ende Mal. (Amtsbl. Nr. 111.) 

Gonceptspraktieaullenftelle bei der Hetzifchen Finanzlandesdirection mit 400 fl. 
Adjutum jährlich, big 20, Mat, (Amlsbt. Nr. 111) 

Amksoffietolaftelle Dei dem Er Wiener Gefällen⸗Ober- und Sammelamte mit 
525 fl. Gehalt, 126 fl. Ouartiergeld und Cautlonspflicht, bis 20. Mal. (Aurtöbl. 


Nr un 
manzentbsjtelte Gel der nieberofterreichtfchen Fiuanzproecuratur nılt 1800 fl 

Gehalt und 300 fi. Ounztiergeid jährfich , even neil eine Proctrationgahiimelenftelle 
mit 1400 fl. Gehalt und 250 fl. Qnartiergeld, und eventuell eine Procuraturg⸗ 
concipiſteuſtelle mit 800 fl. Gehalt und 200 fl. Quartlergeld, bis 21. Mai. (Amtsbl. 
Nr. 112.) 

Sorftpentiieantenfielle beim Ebenſeeer Oberforſtamke nut 1 fl. 5 kr. ö. W. 
Taggeld, bi Ende Mat. (Amtabl Nr. 112) 

Sermibarargtengftelle in der Sanbesirzenanftalt zu Mobs mut 500 fl. jährlich 
Verpflegung und Naturnlquartier, bis 20. Juni. (Amfebl. K. 113.) 

Sinanzbezirksconnnifitzöftelle l. GL. in Stetermazt urit 1000 fl. Gehalt, bis 
26 Dat. (Amtobl. Nr. 118.) 


der Jahrgang 1870 der „ Zeitſchrift 
für Verwaltung fammt Index iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


Dent der f Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich G. Piftorl, 


